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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Oktober 1989 hatten die Umweltschutzminister der sieben Staaten mit Alpenanteil
(Frankreich, Italien,. Schweiz, Liechtenstein, Deutschland, Osterreich und Jugoslawien)
beschlossen, unter dem Namen Alpenkonvention ein völkerrechtliches Vertragswerk
zwischen den erwähnten Staaten und der EG zum Schutz der Alpen zu realisieren. Darin
sollen die Grundlagen für eine langfristige Erhaltung der Alpen als Naturraum, aber auch
als Lebens- und Wirtschaftsraum für die Bewohner festgelegt werden. Die vom EDI im
Frühjahr eingeleitete Vernehmlassung ergab bei den grossen Parteien und auch in
Umweltschutzkreisen Zustimmung. Die Mehrheit der Alpenkantone, insbesondere
Graubünden und Wallis, äusserten sich hingegen skeptisch bis ablehnend. Sie
befürchten, dass die sehr allgemein gehaltene Konvention die Grundlage zu
Fremdbestimmung und zu Einschränkungen für die lokale Wirtschaft bilden könnte.
Trotz diesem Widerstand beschloss der Bundesrat, die Konvention am 7. November in
Salzburg zu unterzeichnen. Er will sie dem Parlament allerdings erst dann zur
Ratifizierung vorlegen, wenn die zu ergreifenden Massnahmen für die einzelnen
Politikbereiche ebenfalls vorliegen. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.11.1991
HANS HIRTER

Die bilateralen Verträge mit der EU werden in Zukunft den grenzüberschreitenden
wirtschaftlichen Wettbewerb fördern. So werden Gewerbebetriebe neunzig statt nur
acht Tage pro Jahr genehmigungsfrei jenseits der Grenze arbeiten dürfen. Namentlich
in Regionen, wo im benachbarten Ausland wesentlich tiefere Löhne bezahlt werden
(Westschweiz, Tessin), wuchs deshalb die Angst um die Erhaltung der einheimischen
Kleinunternehmen und ihrer Arbeitsplätze. Der jurassische Nationalrat Lachat (cvp)
verlangte mit einer Motion vom Bundesrat zusätzliche regionalpolitische Interventionen
zugunsten dieser Regionen. Insbesondere forderte er vom Bund Mithilfe beim Ausbau
der Infrastrukturen und des Bildungsangebots, sowie eine Verlagerung von
Bundesstellen in diese Gebiete. Der Bundesrat stellte in seiner Antwort die positiven
Auswirkungen der verstärkten Konkurrenz, von welcher auch Firmen in den
Grenzregionen profitieren würden, in den Vordergrund. Seiner Ansicht nach drängen
sich zusätzlich zu den vom Parlament beschlossenen flankierenden Massnahmen gegen
Lohndumping und den bestehenden Regionalförderungsprogrammen wie
Investitionshilfegesetz, Regio plus oder INTERREG keine neuen Massnahmen auf. Auf
seinen Antrag wurde der Vorstoss als Postulat überwiesen. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Afin d’anticiper les conséquences du Brexit, la Suisse a conclu un accord bilatéral
commercial avec la Grande-Bretagne. L’entrée en vigueur de cet accord est
dépendant de la cessation des accords entre la Grande-Bretagne et la Suisse par le
canal des accords avec l’UE. L’objectif est de maintenir une continuité grâce au respect
des «droits et obligations économiques et commerciaux». 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.02.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

1) NZZ, 27.6., 19.7., 19.9., 24.10. und 6.11.91; BüZ, 12.7. und 16.10.91; Bund, 15.7. und 31.10.91; TA, 28.10.91; Presse vom 31.10. und
8.11.91
2) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 2671
3) AZ, SGT, TA, 12.2.19
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